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Richtlinien über die Gewährung von Zuwendungen und Grundsätze zur Gewäh-

rung von Zuweisungen zur Förderung von FuE-Einzel-, Gemeinschafts- und Ver-

bundprojekten - Entwicklung logistischer Schnittstellen und Umschlagtechniken 

für den Kombinierten Verkehr 

(RL GS LSkV) 

Erl. des MLV vom 20. 02. 2017 – 33.3 

1. Zuwendungs- und Zuweisungszweck, Rechtsgrundlagen 

1.1 Das für Verkehr zuständige Ministerium des Landes Sachsen-Anhalt gewährt auf der 

Grundlage 

a)  der Verordnung (EU) Nr. 1303/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

17. 12. 2013 mit gemeinsamen Bestimmungen über den Europäischen Fonds für regio-

nale Entwicklung, den Europäischen Sozialfonds, den Kohäsionsfonds, den Europäischen 

Landwirtschaftsfonds für die Entwicklung des ländlichen Raums und den Europäischen 

Meeres- und Fischereifonds sowie mit allgemeinen Bestimmungen über den Europäi-

schen Fonds für regionale Entwicklung, den Europäischen Sozialfonds, den Kohäsions-

fonds und den Europäischen Meeres- und Fischereifonds und zur Aufhebung der Verord-

nung (EG) Nr. 1083/2006 des Rates (ABl. L 347 vom 20. 12. 2013, S. 320, L 200 vom 26. 

07. 2016, S. 140), zuletzt geändert durch Verordnung (EU) 2016/2135 (ABl. L 338 vom 

13. 12. 2016, S 34), sowie der hierzu von der EU-Kommission verabschiedeten Delegier-

ten- und Durchführungsverordnungen, 

 

b)  der Verordnung (EU) Nr. 1301/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

17. 12. 2013 über den Europäischen Fonds für regionale Entwicklung und mit besonde-

ren Bestimmungen hinsichtlich des Ziels „Investition in Wachstum und Beschäftigung“ 

und zur Aufhebung der Verordnung (EG) Nr. 1080/2006 (ABl. L 347 vom 20. 12. 2013, 

S. 289, L 330 vom 3. 12. 2016, S. 12) sowie der hierzu von der EU-Kommission verab-

schiedeten Delegierten- und Durchführungsverordnungen, 

 

c)  der Verordnung (EU) Nr. 651/2014 der Kommission vom 17. 06. 2014 zur Feststellung 

der Vereinbarkeit bestimmter Gruppen von Beihilfen mit dem Binnenmarkt in Anwen-

dung der Artikel 107 und 108 des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen 

Union (ABl. L187 vom 26.06.2014, S. 1, L 283 vom 27. 9. 2014, S. 65), (im Folgenden: 

AGVO), 

 



 

2 
 

d) der §§ 9, 23, 34 und 44 der Landeshaushaltsordnung des Landes Sachsen-Anhalt 

(LHO) vom 30. 4. 1991 (GVBl. LSA S. 35) zuletzt geändert durch Artikel 10 des Geset-

zes vom 17. 2. 2012 (GVBl. LSA S. 52, 54), einschließlich der dazu ergangenen Verwal-

tungsvorschriften (VV-LHO, RdErl. des MF vom 1. 2. 2001, MBl. LSA S. 241, zuletzt ge-

ändert durch RdErl. vom 28. 1. 2013, MBl. LSA S. 73) und der Verwaltungsvorschriften 

für Zuwendungen an Gebietskörperschaften und Zusammenschlüsse von Gebietskör-

perschaften in der Rechtsform einer juristischen Person des öffentlichen Rechts (VV-Gk, 

Anlage 2 zur VV Nr. 5.1 zu § 44 LHO) sowie des Zuwendungsrechtsergänzungserlasses 

(RdErl. des MF vom 6. 6. 2016, MBl. LSA S. 383) und des § 1 Abs. 1 Satz 1 des Verwal-

tungsverfahrensgesetzes Sachsen-Anhalt vom 18. 11. 2005 (GVBl. LSA S. 698, 699), 

geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 26. 3. 2013 (GVBl. LSA S. 134, 143), in Ver-

bindung mit dem Verwaltungsverfahrensgesetz sowie des Mittelstandsförderungsgeset-

zes vom 27. 6. 2001 (GVBl. LSA S. 230), geändert durch § 24 des Gesetzes vom 19. 11. 

2012 (GVBl. LSA S. 536, 541), 

 

e) des Klimaschutzprogramms 2020 des Landes Sachsen-Anhalt (http://www.mlu. 

sachsen-anhalt.de/fileadmin/Bibliothek/Politik_und_Verwaltung/MLU/MLU/a-Themen/ 

Klima_Energie/Klimaschutz/Klimaschutzprogramm_2020/Klimaschutzprogramm2020. 

pdf) 

 

       in den jeweils geltenden Fassungen sowie nach Maßgabe dieser Richtlinien und Grund-

sätze, dem Operationellen Programm für den Europäischen Fonds für Regionale Entwick-

lung (EFRE) des Landes Sachsen-Anhalt 2014 - 2020 sowie den Erlassen der EU-Ver-

waltungsbehörde für den EFRE 2014 - 2020, Zuwendungen gemäß §§ 23 und 44 LHO 

und Zuweisungen gemäß § 34 LHO aus Mitteln des EFRE für die Entwicklung logistischer 

Schnittstellen und Umschlagtechniken für den kombinierten Verkehr. 

 

1.2 Mit der Förderung wird das Ziel verfolgt, die Innovationskraft von Unternehmen im Land 

Sachsen-Anhalt zu erhöhen. Die Förderung hat insbesondere eine intelligente Vernetzung 

und Stärkung einschließlich der Entwicklung multimodaler Umschlagseinrichtungen sowie 

innovativer Umschlagsysteme, die vorhandene logistische Strukturen oder Schnittstellen 

in ihrer Nutzung und Effizienz optimieren, zum Gegenstand. Damit sollen entsprechende 

Voraussetzungen geschaffen werden, um bestehende als auch prognostizierte Potenziale 

des kombinierten Verkehrs besser auszuschöpfen und unter dem Aspekt einer nachhalti-

gen Entwicklung Güter- und Containerverkehre auf ökologische Verkehrsträger zu verla-

gern. Die Förderung leistet somit zugleich einen wichtigen Beitrag des Verkehrsgewerbes 

zur Reduzierung von Schadstoffemissionen sowie zur Stärkung der Ressourceneffizienz. 
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2. Gegenstand der Förderung 

2.1 Förderfähig sind konkrete Projekte im Rahmen der experimentellen Entwicklung und in-

dustriellen Forschung zur Entwicklung neuer innovativer technischer Verfahren oder Sys-

teme. Darin eingeschlossen sind der Technologietransfer sowie die öffentliche Anwen-

dung und der öffentliche Einsatz zur Erhöhung der Wettbewerbsfähigkeit oder der Inno-

vationskraft von Unternehmen der verladenden Wirtschaft sowie von Logistikdienstleis-

tern. Hierbei ist die Förderung auf den in der Regionalen Innovationsstrategie Sachsen-

Anhalt 2014-2020 (RIS) herausgearbeiteten Leitmarkt „Mobilität und Logistik“ ausgerich-

tet. 

Die Projekte sollen deshalb Tätigkeiten beinhalten, die darauf abzielen, eine genau defi-

nierte Aufgabe wissenschaftlicher oder technischer Art mit klar festgelegten Zielen und 

konkreten Vorgaben durchzuführen. Ein Einzel,- Gemeinschafts- oder Verbundprojekt 

kann hierbei mehrere Arbeitspakete, Tätigkeiten oder Dienstleistungen zum Inhalt haben. 

Gefördert werden die Entwicklung, die Herstellung, die Schaffung der Einsatzvorausset-

zungen sowie die öffentlich zugängige Anwendung innovativ-nachhaltig wirksamer 

a) multimodaler Umschlagsysteme, 

b) Umschlageinrichtungen sowie Umschlaggeräten, 

c) Transporttechnologien sowie technischer Ausrüstungen, 

       d) logistischer Informations- und Steuerungssysteme. 

 

2.2 Für Zwecke der Förderung nach diesen Richtlinien und Grundsätzen gelten folgende   

Begriffe 

a) „Einzelprojekt“ 

bezeichnet ein Vorhaben, das von einem Unternehmen ohne Beteiligung eines Koope-

rationspartners in Sachsen-Anhalt durchgeführt wird. 

 

b) „Gemeinschaftsprojekt“ 

bezeichnet ein Vorhaben, das auf der Basis wirksamer Zusammenarbeit von mindes-

tens zwei rechtlich selbständigen Unternehmen durchgeführt wird oder ein Vorhaben, 

das ein Unternehmen gemeinsam mit mindestens einer Forschungs- und Entwick-

lungs-(FuE-)Einrichtung in Sachsen-Anhalt durchführt. Zusätzlich können Körperschaf-

ten des öffentlichen Rechts in Sachsen-Anhalt mitwirken. 
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c) „Verbundprojekt“ 

bezeichnet ein Vorhaben, das auf der Basis wirksamer Zusammenarbeit von einem 

oder mehreren Unternehmen mit einer staatlichen Hochschule des Landes Sachsen-

Anhalt durchgeführt wird. Im Verbundprojekt können zusätzlich FuE-Einrichtungen so-

wie Körperschaften des öffentlichen Rechts in Sachsen-Anhalt mitwirken. Eines der 

antragsberechtigten Unternehmen fungiert hierbei als Führungsunternehmen. 

 

d) "Experimentelle Entwicklung" 

bezeichnet den Erwerb, die Kombination, die Gestaltung und die Nutzung vorhandener 

wissenschaftlicher, technischer, wirtschaftlicher und sonstiger einschlägiger Kennt-

nisse und Fertigkeiten mit dem Ziel, neue oder verbesserte Produkte, Verfahren oder 

Dienstleistungen zu entwickeln. Dazu zählen zum Beispiel auch Tätigkeiten zur Kon-

zeption, Planung und Dokumentation neuer Produkte, Verfahren und Dienstleistungen. 

Die experimentelle Entwicklung kann die Entwicklung von Prototypen, Demonstrations-

maßnahmen, Pilotprojekte sowie die Erprobung und Validierung neuer oder verbesser-

ter Produkte, Verfahren und Dienstleistungen in einem für die realen Einsatzbedingun-

gen repräsentativen Umfeld umfassen, wenn das Hauptziel dieser Maßnahmen darin 

besteht, im Wesentlichen noch nicht feststehende Produkte, Verfahren oder Dienstleis-

tungen weiter zu verbessern. 

Sie kann die Entwicklung von kommerziell nutzbaren Prototypen und Pilotprojekten 

einschließen, wenn es sich dabei zwangsläufig um das kommerzielle Endprodukt han-

delt und dessen Herstellung allein für Demonstrations- und Validierungszwecke zu 

teuer wäre. 

Die experimentelle Entwicklung umfasst keine routinemäßigen oder regelmäßigen Än-

derungen an bestehenden Produkten, Produktionslinien, Produktionsverfahren, 

Dienstleistungen oder anderen laufenden betrieblichen Prozessen, selbst wenn diese 

Änderungen Verbesserungen darstellen sollten. 

 

         e) „Industrielle Forschung“ 

umfasst planmäßiges Forschen oder kritisches Erforschen zur Gewinnung neuer 

Kenntnisse und Fertigkeiten mit dem Ziel, neue Produkte, Verfahren oder Dienstleis-

tungen zu entwickeln oder wesentliche Verbesserungen bei bestehenden Produkten, 

Verfahren oder Dienstleistungen herbeizuführen. Hierzu zählen auch die Entwicklung 

von Teilen komplexer Systeme und unter Umständen auch der Bau von Prototypen in 

einer Laborumgebung oder in einer Umgebung mit simulierten Schnittstellen zu beste-

henden Systemen wie auch von Pilotlinien, wenn dies für die industrielle Forschung 

und insbesondere für die Validierung von technologischen Grundlagen notwendig ist 
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und es sich hierbei um nicht kommerziell nutzungsfähige Prototypen oder Pilotlinien 

handelt. 

 

f) „Einrichtungen für Forschung und Wissensverbreitung“ 

sind Forschungsinstitute unabhängig von ihrer Rechtsform (öffentlich-rechtlich oder pri-

vatrechtlich) oder Finanzierungsweise, deren Hauptaufgabe im Rahmen ihrer nicht-

wirtschaftlichen Tätigkeit darin besteht, unabhängige industrielle Forschung zu betrei-

ben oder die Ergebnisse solcher Tätigkeiten durch Lehre, Veröffentlichung oder Wis-

senstransfer zu verbreiten. Übt eine solche Einrichtung auch wirtschaftliche Tätigkeiten 

aus, muss sie über deren Finanzierung, Kosten und Erlöse getrennt Buch führen. Un-

ternehmen, die beispielsweise als Anteilseigner oder Mitglied bestimmenden Einfluss 

auf eine solche Einrichtung ausüben können, darf kein bevorzugter Zugang zu den von 

ihr erzielten Forschungsergebnissen gewährt werden. 

 

g) „Wirksame Zusammenarbeit“ 

ist die arbeitsteilige Zusammenarbeit von mindestens zwei unabhängigen Partnern mit 

Blick auf einen Wissens- oder Technologieaustausch oder auf ein gemeinsames Ziel, 

wobei die Partner den Gegenstand des Gemeinschafts- oder Verbundprojekts gemein-

sam festlegen, einen Beitrag zu seiner Durchführung leisten und die Risiken und Er-

gebnisse teilen. Auftragsforschung und die Erbringung von Forschungsleistungen gel-

ten nicht als Formen der Zusammenarbeit. 

 

2.3 Ist zur Durchführung des Projekts eine Zusammenarbeit von mindestens zwei unabhängi-

gen Partnern (Kooperationspartnern) vorgesehen, so müssen die Bedingungen, insbe-

sondere hinsichtlich der Beiträge zu den Kosten, der Teilung der Risiken und Ergebnisse, 

der Verbreitung der Ergebnisse, des Zugangs zu Rechten des geistigen Eigentums und 

der Regeln für deren Zuweisung, vor Beginn des Vorhabens in einem Kooperationsvertrag 

oder einer entsprechenden Vereinbarung festgelegt werden. Dieser Vertrag oder diese 

Vereinbarung ist mit den Antragsunterlagen vorzulegen. 

3. Zuwendungs- und Zuweisungsempfänger 

3.1 Berechtigt einen Antrag zu stellen sind  

       a) Unternehmen der gewerblichen Wirtschaft 

b) Betreiber von Anlagen des kombinierten Verkehrs 

c) Logistikdienstleister 

d) FuE-Einrichtungen in Sachsen-Anhalt im Rahmen ihrer wirtschaftlichen Tätigkeit sowie  

e) FuE-Einrichtungen in Sachsen-Anhalt im Rahmen ihrer nichtwirtschaftlichen Tätigkeit in 

Verbund- oder Gemeinschaftsprojekten 



 

6 
 

f) Körperschaften des öffentlichen Rechts in Verbund- oder Gemeinschaftsprojekten 

g) Staatliche Hochschulen des Landes Sachsen-Anhalt in Verbundprojekten. 

 

3.2 Ein Anspruch auf Gewährung der Zuwendungen oder Zuweisungen besteht nicht. Die Be-

willigungsbehörde entscheidet auf Grund ihres pflichtgemäßen Ermessens im Rahmen 

der zur Verfügung stehenden Haushaltsmittel. 

 

3.3 Die Antragsteller nach 3.1 Buchst. a bis f erhalten Zuwendungen nach §§ 23 und 44 LHO. 

Die staatlichen Hochschulen des Landes, antragsberechtigt nach 3.1 Buchst. g, erhalten 

zweckgebundene Mittelzuweisungen (im Folgenden: Zuweisungen) nach den §§ 9 und 34 

LHO.  

4. Zuwendungs- und Zuweisungsvoraussetzungen 

4.1 Die Zuwendungen sind gemäß Artikel 25 der Verordnung (EU) Nr. 651/2014 mit dem Ge-

meinsamen Markt vereinbar und unterliegen nicht der Anmeldepflicht nach Artikel 108 Abs. 3 

des Vertrages über die Arbeitsweise der Europäischen Union, soweit sie die Voraussetzun-

gen dieser Verordnung unmittelbar erfüllen. 

 

Es gelten die ergänzenden Regelungen der Verordnung (EU) Nr. 651/2014 gemäß Anlage 

dieser Richtlinien. Sofern diese Regelungen eingehalten werden, gelten die gegebenenfalls 

einschränkenden Bestimmungen im Hauptteil der Richtlinien.  

 

4.2 Für die Gewährung einer Zuwendung oder Zuweisung sind nachfolgende Voraussetzun-

gen zu erfüllen: 

a) Passfähigkeit des Projektes zur RIS des Landes Sachsen-Anhalt ist gegeben. 

b) Der Zuwendungs- sowie der Zuweisungsempfänger müssen ihre Betriebsstätte oder 

ihren Sitz in Sachsen-Anhalt haben und das Vorhaben in Sachsen-Anhalt umsetzen. 

c) Eine Zuwendung kann nur Antragstellern gemäß Nummer 3.1 Buchst. a bis d gewährt 

werden, die nicht als „Unternehmen in Schwierigkeiten“ (gemäß Definition der Verord-

nung - EU - Nr. 651/2014) anzusehen sind.  

d) Der Zuwendungs- oder Zuweisungsempfänger hat nachzuweisen, dass die Finanzie-

rung des Eigenanteils einschließlich der nicht zuwendungs- und zuweisungsfähigen 

Ausgaben gesichert ist. Bei Unternehmen dürfen diese Mittel nicht durch andere öf-

fentliche Finanzierungshilfen ersetzt oder verbilligt werden. 

e) Der Zuwendungs- oder Zuweisungsempfänger muss eine Projektbeschreibung vorle-

gen. Diese berücksichtigt zum einen die Zielsetzung dieser Richtlinien und Grundsätze 

sowie die Zuwendungs- und Zuweisungsvoraussetzungen gemäß den Nummern 4.1 

bis 4.4. Des Weiteren beinhaltet die Projektbeschreibung die Definition von konkreten 



 

7 
 

Aufgabenschwerpunkten, deren zeitliche Abarbeitung und finanziellen Bedarfe sowie 

die Definition von Teilabschnitten, die einen Rückschluss auf die Realisierbarkeit des 

Gesamtprojektes zulassen. 

g) Das geförderte technische Verfahren oder System muss anwendungsorientiert sein und 

eine nachhaltige Praxis- und Umsetzungsrelevanz erwarten lassen. 

h) Die Realisierung des Projektes soll die im Land vorhandenen logistischen Schnittstellen 

und Umschlagtechniken für den kombinierten Verkehr in ihrer Nutzung durch neue in-

novative Lösungen weiter optimieren, um bestehende als auch prognostizierte Poten-

ziale besser auszuschöpfen. Darüber hinaus muss das Projekt eine konkret nachhal-

tige Reduzierung von CO2-Emissionen erwarten lassen. 

 

4.3   Projekte sind von einer Förderung ausgeschlossen 

a) sobald mit der zu fördernden Maßnahme bereits begonnen wurde, ohne dass ein Zu-

wendungsbescheid rechtskräftig erteilt oder dem vorzeitigen Maßnahmebeginn von 

der Antrags- und Bewilligungsbehörde in schriftlicher Form zugestimmt wurde. Als 

Maßnahmebeginn sind dabei grundsätzlich der Abschluss eines dem Projekt zuzuord-

nenden Leistungs- oder Liefervertrages sowie die Erteilung verbindlicher Zusagen zu 

verstehen. Für Zuweisungsempfänger gelten die mit dem Zuweisungsschreiben erteil-

ten Maßgaben zur Bewirtschaftung der zugewiesenen Mittel. 

b) bei Kumulierung der Zuwendung mit anderen Fördermitteln, sofern dadurch die Beihil-

fehöchstintensität überschritten wird. 

c) bei Doppelförderungen. 

 

4.4  Die Zuwendungs- oder Zuweisungsempfänger stellen sicher, dass die Gleichstellung von 

Männern und Frauen und die Berücksichtigung des Gleichstellungsaspekts gemäß Artikel 

7 der Verordnung (EU) Nr. 1303/2013 berücksichtigt werden. Jede Form der Diskriminie-

rung aufgrund des Geschlechts, der Rasse oder ethnischen Herkunft, der Religion oder 

Weltanschauung, einer Behinderung, des Alters oder der sexuellen Ausrichtung ist aus-

zuschließen. Gemäß den strategischen Gleichstellungszielen des Landes sollen Frauen 

jeweils stärker an der Förderung partizipieren. Dieses ist beim Projektantrag und bei der 

Endverwendung nachzuweisen. 

5. Art, Umfang und Höhe der Zuwendung oder Zuweisung 

5.1 Zuwendungen werden im Wege der Projektförderung als nicht rückzahlbarer Zuschuss in 

Form einer Anteilsfinanzierung gewährt. 

5.2 Zuwendungen können gemäß Artikel 25 Abs. 2 Buchst. b und c, und Abs. 5, Buchst. b und 

c AGVO 

       - bis zu 50 v. H. der beihilfefähigen Kosten für industrielle Forschung und  
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       - bis zu 25 v. H. der beihilfefähigen Kosten für experimentelle Entwicklung 

       pro Projekt und Zuwendungsempfänger gewährt werden. 

 

Zuwendungen für industrielle Forschung und für experimentelle Entwicklung können ge-

mäß Artikel 25 Abs. 6 Buchst. a AGVO auf maximal 80 v. H. der beihilfefähigen Kosten: 

a) um 10 v. H. bei mittleren Unternehmen und 

b) um 20 v. H. bei kleinen Unternehmen sowie  

c) um 15 v. H. gemäß Artikel 25 Abs. 6 Buchst. b AGVO je Vorhaben  

erhöht werden, wenn das Vorhaben die wirksame Zusammenarbeit 

 

ab)  zwischen Unternehmen, von denen mindestens eines ein KMU gemäß Definition 

im Anhang I der VO (EU) Nr. 651/2014 ist, oder 

bb)  zwischen einem Unternehmen und einer oder mehrerer Einrichtungen für For-

schung und Wissensverbreitung, die mindestens 10 v.H. der beihilfefähigen Kos-

ten tragen und das Recht haben, ihre eigenen Forschungsergebnisse zu veröffent-

lichen 

beinhaltet. 

 

5.3 FuE-Einrichtungen erhalten im Rahmen ihrer nichtwirtschaftlichen Tätigkeit, bei der eigen-

ständige Finanzkreisläufe von der wirtschaftlichen Tätigkeit zu trennen sind, so dass keine 

Gefahr der Quersubventionierung der wirtschaftlichen Tätigkeit besteht, nachfolgende Zu-

wendungen: 

a) für Einrichtungen mit Grundfinanzierung bis zu 80 v.H. sowie  

b) für Einrichtungen ohne Grundfinanzierung bis zu 90 v.H. 

 

Der Nachweis der korrekten Zuordnung der Kosten, Erlöse und Finanzierung ist zu erbrin-

gen. 

 

5.4  Die staatlichen Hochschulen des Landes Sachsen-Anhalt erhalten im Rahmen ihrer nicht-

wirtschaftlichen Tätigkeit Zuweisungen bis zu 100 v. H. 

 

5.5 Im Rahmen von Gemeinschafts- und Verbundprojekten wird jedem Antragsteller eine Zu-

wendung oder Zuweisung entsprechend seinem Anteil am Gesamtvorhaben gewährt. 

 

5.6 Die Zuwendung oder Zuweisung im Zuwendungsbescheid oder Zuweisungsschreiben ist 

auf einen Höchstbetrag zu begrenzen.  

 



 

9 
 

5.7 Für die Höhe der Zuwendung oder Zuweisung sind die förderfähigen Ausgaben, welche 

den beihilfefähigen Ausgaben entsprechen, maßgebend. 

 

Zuwendungs- oder zuweisungsfähig sind nur die Ausgaben, die beim Antragsteller erst 

durch das Projekt ausgelöst werden und ihm ohne das Projekt nicht entstehen würden. 

Die (anteiligen) Ausgaben für Stammpersonal des Zuwendungs- oder Zuweisungsemp-

fängers, das im Zusammenhang mit dem Projekt tätig werden muss, bleiben bei der Be-

rechnung der zuwendungs- und zuweisungsfähigen Ausgaben ebenso unberücksichtigt 

wie (anteilige) sonstige Ausgaben, die dem Zuwendungs- oder Zuweisungsempfänger 

auch ohne die Durchführung des Projektes entstehen würden. Ausgaben für Pflichtaufga-

ben des Zuwendungs- oder Zuweisungsempfängers sind ebenfalls nicht förderfähig. Das-

selbe gilt für Mittel, die der Zuwendungs- oder Zuweisungsempfänger als Grundfinanzie-

rung ohnehin erhält. 

 

5.8 Sofern die Gesamtausgaben des Zuwendungsempfängers überwiegend aus Zuwendun-

gen der öffentlichen Hand bestritten werden, darf der Zuwendungsempfänger seine Be-

schäftigten nicht besser stellen als vergleichbare Landesbedienstete. Höhere Vergütun-

gen als nach dem Tarifvertrag für den öffentlichen Dienst der Länder (TV-L, Anlage der 

Bek. Des MF vom 20.11.2006, MBl. LSA 2007 S. 163, zuletzt geändert durch Anlage der 

Bek. Vom 30.07.2015, MBl. LSA S. 573)) sowie sonstige über- und außertarifliche Leis-

tungen dürfen nicht gewährt werden. 

 

5.9 Zuwendungs- oder zuweisungsfähig nach Nummer 1 sind: 

a) Personalausgaben (Forscher, Techniker sowie sonstiges unterstützendes Personal, 

soweit dieses für das Forschungsvorhaben angestellt wird) einschließlich Sachkosten 

und Ausgaben für Dienstreisen, 

b) Ausgaben für Instrumente und Ausrüstungen, soweit und solange sie für das Vorha-

ben genutzt werden, 

c) Dienstleistungen Dritter, 

d) Mieten und Pachten, soweit und solange zusätzlich Räume für die Umsetzung des Pro-

jekts angemietet werden müssen sowie 

e) Ausgaben, die für das Projekt zusätzlich zum laufenden Geschäftsbetrieb des Unter-

nehmens oder der Einrichtung anfallen, wie z. B. sonstige Betriebsausgaben (z. B.  

Ausgaben für Material, Lieferungen und dergleichen), die unmittelbar durch die For-

schungstätigkeit entstehen. 

 

Nicht zuwendungs- oder zuweisungsfähig nach Nummer 1 sind  
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a) Finanzierungskosten, Sollzinsen und Skonti 

b) Kosten, die ein anderer als der Träger des Projektes zu tragen verpflichtet ist sowie 

c) erstattungsfähige Mehrwertsteuer. 

d)  

5.10 Der Bewilligungszeitraum beträgt in der Regel bis zu drei Jahre. In diesem Zeitraum muss 

das Projekt durchgeführt und bis zum physischen Abschluss gebracht werden und die 

zuwendungs- und zuweisungsfähigen Ausgaben müssen durch Zahlung entstanden 

sein. 

6. Anweisungen zum Verfahren 

6.1 Sofern nichts anderes bestimmt wird, gelten die Anweisungen zum Verfahren für Zuwen-

dungen und Zuweisungen  gleichermaßen. 

 

6.2 Für die Bewilligung, Auszahlung und Abrechnung der Zuwendungen sowie für den Nach-

weis und die Prüfung der Verwendung und die gegebenenfalls erforderliche Aufhebung 

der Zuwendungsbescheide und die Rückforderung der gewährten Zuwendung gelten die 

VV/VV-Gk zu § 44 LHO, soweit nicht in diesen Richtlinien und Grundsätzen Abweichun-

gen zugelassen worden sind. 

 

6.3 Für das Verfahren der Mittelzuweisungen gelten die Vorgaben der §§ 9 und 34 LHO ein-

schließlich der dazu ergangenen Verwaltungsvorschriften. Soweit dem Antrag des Emp-

fängers der Zuweisung nicht entsprochen wird, ist dies erforderlichenfalls zu begründen. 

Stellt sich heraus, dass der Zuweisungszweck mit der bewilligten Zuweisung nicht zu er-

reichen ist, hat die Bewilligungsbehörde zu prüfen, ob das Vorhaben eingeschränkt, um-

finanziert oder notfalls eingestellt wird oder ob die Zuweisung ausnahmsweise erhöht wer-

den kann. Maßgaben für die Zuweisung ergeben sich sinngemäß aus den Nummern 1.1, 

1.2, 2., 4., 5., 6.1 bis 6.8 und 7. der Allgemeinen Nebenbestimmungen für Zuwendungen 

zur Projektförderung (AnBest-P) und der Allgemeinen Nebenbestimmungen für Zuwen-

dungen zur Projektförderung an Gebietskörperschaften in der Rechtsform einer juristi-

schen Person des öffentlichen Rechts (ANBest-Gk). Sie sind grundsätzlich zum Bestand-

teil der Mitteilung zur Zuweisung zu machen. 

 

6.4 Antrags- und Bewilligungsbehörde ist das Landesverwaltungsamt Sachsen-Anhalt, Refe-

rat 307 (Verkehrswesen), Ernst-Kamieth-Straße 2 in 06112 Halle (Saale). Antragsformu-

lare sind dort erhältlich oder online unter www.lvwa.sachsen-anhalt.de abrufbar. 

 

6.5 Projektanträge sind mit den entsprechenden Unterlagen vor Beginn des Projektes bei der 

Bewilligungsbehörde einzureichen. Eine Antragstellung ist erstmals bis zum 2. 5. 2017, 

http://www.lvwa.sachsen-anhalt.de/
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dann bis zum 31. 8. 2017 und danach fortlaufend bis zum 15. 10., 15. 1., 15. 4. und 15. 7. 

des jeweiligen Jahres oder spätestens bis zum Jahr 2020 möglich. Die Bewilligungsbe-

hörde behält sich bei Bedarf vor, weitere Unterlagen, die zur Feststellung der förderfähi-

gen Ausgaben erforderlich sind, vom Antragsteller anzufordern. 

 

6.6  Die Bewertung der vorliegenden Projektanträge bezüglich ihrer Förderfähigkeit erfolgt auf 

der Basis  einer  Nutzwertanalyse  und  nachgewiesener   Referenzen.  Hierbei werden   

die Projektanträge auf der Basis nachfolgender, prozentual gewichteter Kriterien durch 

Punktevergabe von 1 bis zu 3 Punkte bewertet. 

 

a) Innovationsgrad 

Die mit dem Projekt dargestellte Innovation ist anhand von Untersuchungen, Referen-

zen, Marktanalysen und anderer geeigneter Mittel oder Unterlagen zu erläutern oder 

zu dokumentieren. Die Gewichtung erfolgt mit 35 v.H.:      

1 Punkt:   Projekt modifiziert den bestehenden Zustand oder entwickelt diesen durch-

FuE weiter 

2 Punkte: Projekt entwickelt neue technische Verfahren oder Systeme und erfordert in 

hohem Maße FuE 

 

Die erreichten Punkte werden mit dem Faktor 3,5 multipliziert. Entspricht das Projekt le-

diglich dem bestehenden Zustand, erfolgt keine Förderung. 

 

b) Verlagerungseffekte von der Straße  

Die mit dem Projekt ausgewiesenen Verlagerungseffekte sind zu belegen. Die Gewich-

tung erfolgt mit 5 v.H.: 

1 Punkt:  Verlagerung bis zu 100 000 Tonnen pro Jahr und über einen Zeitraum von 

mindestens 5 Jahren 

2 Punkte: Verlagerung ab 100 000 bis zu 500 000 Tonnen pro Jahr und über einen 

Zeitraum von mindestens 5 Jahren 

3 Punkte: Verlagerung ab 500 000 Tonnen pro Jahr und über einen Zeitraum von min-

destens 5 Jahren 

 

Die erreichten Punkte werden mit dem Faktor 0,5 multipliziert. Wird für das Projekt kein 

Verlagerungseffekt ausgewiesen, erfolgt bei der Projektauswahl keine Berücksichtigung. 

 

c) Verringerung von CO2-Emissionen 
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Die mit dem Projekt ausgewiesene CO2-Verringerung ist zu belegen. Die Gewichtung 

erfolgt mit 30 v.H.: 

1 Punkt:    Verringerung um bis zu 5 000 Tonnen pro Jahr 

2 Punkte:  Verringerung um bis zu 10 000 Tonnen pro Jahr 

3 Punkte:  Verringerung um mehr als 10 000 Tonnen pro Jahr 

 

Die erreichten Punkte werden mit dem Faktor 3,0 multipliziert. Wird für das Projekt keine 

CO2-Verringerung ausgewiesen, erfolgt bei der Projektauswahl keine Berücksichtigung. 

 

d) Anwendungsorientierung sowie Praxis- und Umsetzungsrelevanz. Die Gewichtung er-

folgt mit  20 v.H.): 

1 Punkt: Anwendungsreife ist unter Schaffung entsprechender Einsatzbedingungen 

gegeben 

2 Punkte: Anwendungsreife des Projektergebnisses ist gegeben 

Die erreichten Punkte werden mit dem Faktor 2 multipliziert. 

 

e) Vernetzungsgrad entlang der Wertschöpfungskette (Gewichtung: 10 v. H): 

1 Punkt: Antragsteller intensiviert bestehende Kooperation mit FuE-Einrichtung(en) 

2 Punkte: Antragsteller kooperiert erstmalig mit FuE-Einrichtung(en) 

Die erreichten Punkte werden mit dem Faktor 1 multipliziert. 

 

6.7 Die abschließende Auswahl der zu fördernden Projekte erfolgt anhand der sich aus der 

Bewertung (vergleiche Nr. 6.6) ergebenden Gesamtpunktzahl, der sich daraus ableiten-

den Rangfolge sowie unter Berücksichtigung der zur Verfügung stehenden Mittel. 

 

Bei Punktgleichheit ist die jeweils höhere Bewertung des Kriteriums „Innovationsgrad“ so-

wie anschließend die des Kriteriums „Verringerung von CO2-Emissionen“ maßgebend. Bei 

nicht ausgewählten Vorhaben erhält der Antragsteller, soweit der Antrag nicht zurückge-

nommen wurde, einen Ablehnungsbescheid. Eine erneute Antragstellung ist nach Über-

arbeitung zulässig. 

 

6.8 Die Bewilligung der Fördermittel erfolgt durch Zuwendungsbescheid oder Zuweisungs-

schreiben an den Antragsteller. 

 

6.9 Die Bewilligung ist unter den Vorbehalt des Widerrufs zu stellen, sofern mit dem Projekt 

nicht innerhalb von sechs Monaten nach Beginn des mit der Bewilligung festgelegten 
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Durchführungszeitraumes begonnen worden ist oder andere Zuwendungs- oder Zuwei-

sungsvoraussetzungen, Nebenbestimmungen oder Maßgaben nicht erfüllt wurden. 

6.10 Der Zuwendungs- oder Zuweisungsempfänger hat den Projektbeginn unverzüglich ge-

genüber der Bewilligungsbehörde anzuzeigen. 

 

6.11 Das beabsichtigte Projektziel kann nur dann als erreicht angesehen werden, wenn die 

der Bewilligung zugrundeliegenden Voraussetzungen nach Abschluss des Projektes er-

füllt wurden (vergleiche Nummer 4).  

 

6.12 Das geförderte Projekt ist ab dem Zeitpunkt der letzten Zuwendungs- oder Zuweisungs-

zahlung, spätestens jedoch 6 Monate nach Inbetriebnahme des Projektergebnisses (An-

laufphase) über einen Zeitraum von mindestens fünf Jahren gemäß dem Projektziel vor-

zuhalten, zu nutzen und einzusetzen. Bei Wegfall von Voraussetzungen gemäß Nummer 

4 hat der Zuwendungs- oder Zuweisungsempfänger diesbezüglich die Bewilligungsbe-

hörde unaufgefordert und unverzüglich in Kenntnis zu setzen. 

 

6.13 Die Auszahlung der Zuwendung erfolgt nachträglich nur für bereits getätigte Ausgaben 

gegen Vorlage quittierter Rechnungen oder gleichwertiger Buchungsbelege. Die Zuwei-

sung erfolgt nach den Vorgaben der VV zu § 34 LHO in Verbindung mit der VV zu § 9 

LHO. 

 

6.14 Die Prüfung des Verwendungsnachweises hat die Bewilligungsbehörde bei Zuweisungs-

empfängern in entsprechender Anwendung der VV Nr. 11 zu § 44 LHO zu vollziehen. 

Wird durch eine Verwendungsnachweisprüfung oder andere Prüfung die nicht zweck-

entsprechende Verwendung der Mittel oder Verstöße gegen mit der Zuweisung verbun-

dene Maßgaben festgestellt, informiert die Bewilligungsbehörde den Zuweisungsemp-

fänger über die nicht förderfähigen Ausgaben und über die Auswirkungen der Verstöße. 

Die nicht förderfähigen Ausgaben sowie die finanziellen Auswirkungen bei Verstößen 

sind durch den Zuweisungsempfänger zu tragen und dementsprechend an die Bewilli-

gungsbehörde zurückzuzahlen. 

 

6.15 Die Bewilligungsbehörde regelt im Rahmen des Zuwendungsbescheides sowie des Zu-

weisungsschreibens die Aufbewahrungsfrist für die originalen Projektunterlagen bei dem 

Zuwendungs- und Zuweisungsempfänger nach den geltenden EU-Vorschriften. Darüber 

hinausgehende, auf steuerrechtlichen oder anderen Vorschriften beruhende, Aufbewah-

rungsfristen bleiben unberührt. 
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6.16 Das Ministerium, der Landesrechnungshof Sachsen-Anhalt, die Bewilligungsbehörde, der 

Europäische Rechnungshof, die Europäische Kommission sowie die für die Förderung 

im Rahmen des Operationellen Programms EFRE 2014-2020 eingerichteten Behörden 

und Stellen sind berechtigt, die zweckbestimmte und fristgerechte Verwendung der Zu-

wendungen und Zuweisungen jederzeit zu prüfen oder durch Beauftragte prüfen zu las-

sen sowie Auskünfte einzuholen. Der Zuwendungs- oder Zuweisungsempfänger ist ver-

pflichtet, für das Projekt alle relevanten Auskünfte zu erteilen. 

 

6.17 Die Bewilligungsbehörde führt ausführliche Aufzeichnungen mit entsprechenden Informa-

tionen und einschlägigen Unterlagen, die notwendig sind, um feststellen zu können, dass 

alle Voraussetzungen der Verordnung (EU) Nr. 651/2014 erfüllt sind. Diese Aufzeich-

nungen sind ab dem Tag, an dem die letzte Zuwendungs- oder Zuweisungszahlung auf 

der Grundlage dieser Richtlinien und Grundsätze erfolgte, zehn Jahre lang aufzubewah-

ren. Sie übermittelt dem Ministerium auf dessen schriftliche Anfrage zeitnah alle erfor-

derlichen Unterlagen, insbesondere die oben genannten Aufzeichnungen. 

 

6.18 Die Bewilligungsbehörde oder deren Beauftragte führen während sowie nach Abschluss 

des Projektes Erfolgskontrollen durch. Die Ergebnisse werden protokolliert und zur Eva-

luierung der Effizienz des Förderprogramms herangezogen. 

 

6.19 Durch den Zuwendungs- oder Zuweisungsempfänger sind umfangreiche Publizitätsvor-

schriften einzuhalten. Auf den „Leitfaden für Begünstigte von Mitteln aus dem Europäi-

schen Fonds für regionale Entwicklung (EFRE) und dem Europäischen Sozialfonds 

(ESF)“ wird verwiesen. Dieser ist auf der Internetseite  

          http://www.europa.sachsen-anhalt.de/eu-fonds-in-sachsen-anhalt/informationen-fuer-  

antragstellendebeguenstigte/informationsmassnahmen-der-beguenstigten/ eingestellt. 

 Danach hat der Zuwendungs- oder Zuweisungsempfänger unter anderem - sofern er 

eine Internetseite betreibt - eine kurze Beschreibung des Vorhabens einzustellen, die im 

Verhältnis zum Umfang der Zuwendung oder Zuweisung steht und in der auf die Ziele 

und Ergebnisse eingegangen und die finanzielle Unterstützung durch die Europäische 

Union hervorgehoben wird. Des Weiteren hat sich Zuwendungs- oder Zuweisungsemp-

fänger einverstanden zu erklären, dass er und das geförderte Projekt mit wesentlichen 

Daten gemäß Anhang XII der Verordnung (EU) Nr. 1303/2013 auf der Liste der Vorha-

ben erfasst und veröffentlicht werden. 

 

6.20 Die Zuwendungen sind Subventionen im Sinne des § 264 des Strafgesetzbuches (StGB) 

sowie des Subventionsgesetzes des Landes Sachsen-Anhalt vom 9. 10. 1992 (GVBl. 

http://www.europa.sachsen-anhalt.de/eu-fonds-in-sachsen-anhalt/informationen-fuer-%20%20antragstellendebeguenstigte/informationsmassnahmen-der-beguenstigten/
http://www.europa.sachsen-anhalt.de/eu-fonds-in-sachsen-anhalt/informationen-fuer-%20%20antragstellendebeguenstigte/informationsmassnahmen-der-beguenstigten/
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LSA S. 724) und unterliegen daher bei Vorliegen eines Subventionsbetruges der straf-

rechtlichen Verfolgung. Die Zuwendungsempfänger sind bei der Antragstellung und bei 

der Erteilung des Zuwendungsbescheides auf die subventionserheblichen Tatsachen 

sowie auf die Strafbarkeit des Subventionsbetruges nach § 264 StGB (VV Nr. 3.5.1 zu § 

44 LHO) hinzuweisen. Im Zuwendungsbescheid ist darüber hinaus auf die Offenba-

rungspflicht nach § 3 des Subventionsgesetzes vom 29. 7. 1976 (BGBl. I S. 2034) hin-

zuweisen. 

7. Sprachliche Gleichstellung 

Personen- und Funktionsbezeichnungen in diesem Erl. Gelten jeweils in männlicher und 

weiblicher Form. 

 

8. Inkrafttreten, Außerkrafttreten 

Dieser Erl. tritt am Tag nach seiner Veröffentlichung in Kraft und mit Ablauf des 31. 12. 2023 

außer Kraft. 

 

An das Landesverwaltungsamt 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 


